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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Löhne

Eine Motion Leutenegger Oberholzer (sp, BL), die vom Bundesrat verlangte, die
gesetzlichen Grundlagen für eine volle Transparenz der Löhne der Geschäftsleitung
(inkl. Boni, Aktienoptionen und „Fringe benefits“) und der
Verwaltungsratsentschädigungen zu schaffen – und zwar sowohl bei den
Aktiengesellschaften des privaten Rechts als auch bei spezialgesetzlichen Anstalten des
Bundes – wurde von den Nationalräten Baumann (svp, TG) und Steiner (fdp, SO)
bekämpft und somit vorderhand der Diskussion entzogen. 1

MOTION
DATUM: 05.10.2001
MARIANNE BENTELI

Wenige Wochen nach Auffliegen der Millionenbezüge von zwei ABB-Chefs nahm der
Nationalrat gegen den Widerstand der FDP und von Teilen der CVP mit 105 zu 49
Stimmen die im Vorjahr von Baumann (svp, TG) und Steiner (fdp, SO) bekämpfte Motion
Leutenegger Oberholzer (sp, BL) an, die vom Bundesrat einen Gesetzesentwurf verlangt,
der alle börsenkotierten Unternehmen verpflichtet, die Bezüge der Geschäftsleitung
und der Verwaltungsräte (inklusive Boni, Aktienoptionen und „fringe benefits“)
individuell offen zu legen. Auf einstimmigen Antrag seiner WAK gab der Nationalrat
zudem einer parlamentarischen Initiative Chiffelle (sp, VD) Folge, die eine Änderung des
OR über die Aktiengesellschaften in dem Sinn fordert, dass die börsenkotierten
Unternehmen verpflichtet werden, in einem Anhang zur Bilanz alle Beträge aufzuführen,
die den Mitgliedern von Verwaltungsräten aufgrund dieser Funktion ausbezahlt werden.
Der Ständerat sah die Angelegenheit als weniger dringlich an. Er wollte vorerst abklären,
ob die neue Richtlinie der Schweizer Börse nicht ausreicht und überwies die Motion
Leutenegger Oberholzer nur als Postulat. Einzig Leuenberger hatte sich für die
verbindliche Form eingesetzt. 2

MOTION
DATUM: 31.12.2002
MARIANNE BENTELI

Etant donné que les Chambres fédérales se sont penchées sur la question de la lutte
contre les abus dans le cadre de la modification des mesures d’accompagnement à la
libre circulation des personnes, le Conseil des Etats a rejeté neuf motions ayant été
adoptées par le Conseil national en 2011 et devenues obsolètes entre-temps. 3

MOTION
DATUM: 29.05.2012
LAURENT BERNHARD

Lors de la session d’automne, le Conseil national a accepté une motion Barthassat (pdc,
GE) chargeant le Conseil fédéral de préparer un plan coordonné de lutte contre la
sous-enchère salariale. 4

MOTION
DATUM: 27.09.2012
LAURENT BERNHARD

Im Dezember 2019 reichte Greta Gysin (gp, TI) eine Motion ein, mit der sie den
Bundesrat beauftragen wollte, das geltende Recht so zu ändern, dass die kantonalen
Behörden Mindestlöhne höher als die bedarfsdeckenden Sozialleistungen festlegen
können. Seit dem Bundesgerichtsentscheid vom April 2010 seien die Kantone in der
Höhe der Mindestlöhne entsprechend eingeschränkt. Damit könne aber der Druck auf
die Löhne und der vermehrte Einsatz von Grenzgängerinnen und Grenzgängern, die für
tiefere Löhne arbeiten, nicht bekämpft werden. Um diesem Lohndruck
entgegenzuwirken, seien höhere Mindestlöhne notwendig. In seiner Stellungnahme vom
Februar 2020 beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion. Wie schon bei der
Motion van Singer (gp, VD; Mo. 13.3614) und beim Postulat Quadri (lega, TI; Po. 15.3909)
war der Bundesrat der Meinung, dass vom Staat festgelegte Mindestlöhne «einen
bedeutsamen Eingriff in [die] Vertragsfreiheit und in die Wirtschaftsfreiheit»
darstellten. Das Instrument der flankierenden Massnahmen sei zudem angemessen, um
das Problem des Lohndumpings zu bekämpfen. Diese sähen auch die Möglichkeit vor,
Normalarbeitsverträge mit zwingenden Mindestlöhnen für Branchen ohne
Gesamtarbeitsverträge und wiederholten missbräuchlichen Unterbietungen der orts-,
berufs- oder branchenüblichen Löhne zu erlassen. Im Dezember 2021 wurde die Motion
abgeschrieben, da sie nicht innerhalb der zweijährigen Frist behandelt worden war. 5

MOTION
DATUM: 17.12.2021
GIADA GIANOLA
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Die SP-Fraktion forderte inmitten der Covid-19-Pandemie mit einer Motion, dass alle
als systemrelevant eingestuften Arbeitskräfte, das heisst Pflegefachpersonal,
Detailhandelsangestellte, Kita-Mitarbeitende sowie Reinigungs- und
Sicherheitspersonal, CHF 5'000 als Prämie ausbezahlt bekommen. Sie alle hätten
während der Pandemie «an der Front» gearbeitet und dabei «wichtige Arbeit für die
Gesellschaft» geleistet, was entsprechend entlohnt werden solle. 
In seiner Stellungnahme vom August 2020 beantragte der Bundesrat, die Motion
abzulehnen. Die Bezeichnung von systemrelevanten Berufsarten sei problematisch, weil
eine offizielle Definition fehle. Es wäre daher schwierig festzulegen, welche Fachkräfte
diesen Bonus erhalten sollten und welche nicht. Stattdessen verwies der Bundesrat auf
die finanzielle Hilfe zur Bewältigung der Folgen der Pandemie für Selbständige und
Arbeitnehmende. 
In der Sondersession im Mai 2022 lehnte der Nationalrat die Motion mit 123 zu 66
Stimmen ab. In der Debatte betonte Bundesrat Guy Parmelin(svp, VD), dass die
Arbeitgebenden besser in der Lage seien, diejenigen Arbeitnehmenden zu
identifizieren, die entsprechend belohnt werden sollen. 6

MOTION
DATUM: 11.05.2022
GIADA GIANOLA

Als Folge des Zusammenbruches der Schweizer Grossbank Credit Suisse reichte Ruedi
Noser (fdp, ZH) im April 2023 eine Motion ein, mit der er den Bundesrat beauftragen
wollte, das Aktienrecht allgemein so zu ändern, dass die variablen Lohnbestandteile der
Mitarbeitenden, also zum Beispiel die Boni, die der Verwaltungsrat in eigener
Kompetenz beschliessen kann, nicht mehr als 15 Prozent des ausgewiesenen
Reingewinnes betragen dürfen. Zudem sollen die variablen Vergütungen bei
systemrelevanten Unternehmen abgestuft nach Kaderstufe langfristig aufgeschoben
werden müssen – für die Geschäftsleitung beispielsweise mindestens für zehn Jahre.
Damit soll verhindert werden, dass die «variable Entschädigung [...] zu einer
Selbstbedienung des Managements verkomme[...]». In seiner Stellungnahme vom Mai
2023 sprach sich der Bundesrat für eine Ablehnung der Motion aus, zumal er einen
Bericht des EFD zum Untergang der CS abwarten wollte. 
Im Rahmen der Sommersession 2023 beschäftigte sich der Ständerat mit der Motion,
die zusammen mit sieben weiteren Vorstössen beraten wurde (Mo. 23.3217; Mo.
23.3448; Mo. 23.3449; Po. 23.3450; Mo. 23.3451; Mo. 23.3452; Mo. 23.3494). Motionär
Noser verlangte mit einem Ordnungsantrag, die acht Vorstösse der WAK-SR zur
Vorberatung zuzuweisen, was der Ständerat in der Folge mit 31 zu 5 Stimmen (8
Enthaltungen) auch tat. 7

MOTION
DATUM: 12.04.2023
GIADA GIANOLA

Im Dezember 2022 verlangte Min Li Marti (sp, ZH) in einer Motion, dass zukünftig bei
allen Stellenausschreibungen der Bundesverwaltung oder der bundesnahen Betriebe
der zu erwartende Lohn angegeben werden muss. Die Lohntransparenz sei wichtig, um
die Lohndiskriminierung zu bekämpfen, zudem könne der Bund auf diese Weise eine
Vorbildfunktion einnehmen. Der Bundesrat beantragte, die Motion abzulehnen, da eine
Nennung des Ziellohns im Stelleninserat zu Missverständnissen bei den Bewerbenden
führen könne, weil der Ziellohn das mögliche Gehalt darstellt, das nach mehreren
Jahren erreicht werden kann. Zudem habe der Bundesrat das EPA bereits beauftragt,
das Lohnsystem zu optimieren sowie zu prüfen, ob weitere Informationen bezüglich der
Löhne zur Verfügung gestellt werden sollen. In der Herbstsession 2023 im Nationalrat
betonte Bundesrätin Keller-Sutter (fdp, SG) zudem, dass die Lohntabellen des Bundes
öffentlich zugänglich seien. Ratsmitglieder befürchteten zudem, dass die Publikation
der Löhne bei den Stellenausschreibungen durch den Bund die Privatwirtschaft unter
Druck setzen würde. Schliesslich lehnte der Nationalrat den Vorstoss mit 106 zu 82
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) ab. Unterstützt wurde dieser nur von der SP-, der
Grünen- und der GLP-Fraktion. 8

MOTION
DATUM: 19.09.2023
GIADA GIANOLA
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Arbeitnehmerschutz

Le conseiller aux Etats Fabio Abate (plr, TI) demande la modification de l'art. 2 de la loi
sur les travailleurs détachés (LDét), afin que les employeurs étrangers détachant leurs
travailleurs en Suisse respectent les conditions salariales minimales prescrites par la loi
cantonale. Suite à l'acceptation de l'initiative populaire cantonale «Salviamo il lavoro in
Ticino», le Tessin révise sa loi sur le salaire minimal. Le parlementaire redoute que les
employeurs étrangers n'aient pas l'obligation de verser un salaire minimal à leurs
travailleurs détachés temporairement, si la portée de l'art. 2 de la LDét n'est pas
étendue. 
Le Conseil fédéral propose de rejeter la motion. Comme la nouvelle loi tessinoise
n'inclut pas les travailleurs détachés, il ne peut pas étendre le champ d'application de
la loi cantonale sur le salaire minimal dans une loi fédérale. 
Lors du passage au Conseil des Etats, la motion est acceptée par 33 voix contre 9 et 1
abstention. La CER-CN, par 13 voix contre 10 et 1 abstention, partage l'avis du Conseil
fédéral. Une minorité estime que les salaires minimaux cantonaux, comme mesures
efficaces contre le dumping salarial, doivent être étendus aux travailleurs détachés. Le
Conseil national suit l'avis de l'autre chambre par 97 voix contre 87 et 2 abstentions. La
demande a été soutenue par les groupes UDC, vert'libéral, radical-libéral et PBD. 9

MOTION
DATUM: 21.03.2019
DIANE PORCELLANA

Im Juli 2021 gab die WAK-SR in einer Medienmitteilung bekannt, nicht auf das
Bundesratsgeschäft zum Entsendegesetz eintreten zu wollen. Dieses hatte der
Bundesrat zur Umsetzung der 2019 von Fabio Abate (fdp, TI) eingereichten und von
beiden Räten angenommenen Motion zur Optimierung der flankierenden Massnahmen
vorgesehen. Der Ständerat wird sich in der Herbstsession 2021 mit dem Entsendegesetz
befassen und damit auch entscheiden, wie es mit der Umsetzung der Motion Abate
weitergeht. 10

MOTION
DATUM: 02.07.2021
GIADA GIANOLA

Die 2019 vom damaligen Ständerat Fabio Abate (fdp, TI) eingereichte und von beiden
Räten angenommene Motion zur Optimierung der flankierenden Massnahmen wurde
vom Ständerat im September 2021 und vom Nationalrat im März 2022 abgeschrieben,
da sie durch eine Revision des Entsendegesetztes (EntG) umgesetzt werden soll. Im
September 2021 hatte sich der Ständerat jedoch auch gegen Eintreten auf die
Gesetzesänderung ausgesprochen. 11

MOTION
DATUM: 08.03.2022
GIADA GIANOLA

Arbeitsrecht

Im Juni 2021 reichte Nationalrätin Diana Gutjahr (svp, TG) eine Motion ein, mit der sie
den Bundesrat beauftragen wollte, die Verordnung über die in die Schweiz entsandten
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (EntsV) so anzupassen, dass die auf der Online-
Plattform «Informationssystem Allianz Bau» (ISAB) enthaltenen Informationen als
Nachweis für die Einhaltung der minimalen Lohnbedingungen für Subunternehmen
genügen. Denn obwohl die auf ISAB verfügbaren Informationen «den höchsten derzeit
verfügbaren Nachweis» zur Einhaltung der GAV ermöglichten, würden sie durch die
EntsV nicht anerkannt, kritisierte die Motionärin. 
In seiner Stellungnahme beantragte der Bundesrat, die Motion abzulehnen, da die auf
ISAB verfügbaren Informationen keine Sicherheit darstellten, dass sich das
Unternehmen rechtskonform verhalte. Dafür seien weiterhin Lohnbuchkontrollen, GAV-
Bescheinigungen und ein von den Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden
gemeinsam geführtes Register nötig. 
Im November 2022 zog Diana Gutjahr ihre Motion kommentarlos zurück. 12

MOTION
DATUM: 23.11.2022
GIADA GIANOLA

Im März 2021 reichte Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) eine Motion ein, mit der sie eine
gesetzliche Grundlage für bessere Arbeitsbedingungen und höhere Löhne in
sogenannten «Frauenberufen» wie Pflege und Betreuung verlangte. Vor allem in der
Corona-Pandemie seien die Probleme in diesen Berufen deutlich geworden, was zudem
den Fachkräftemangel verstärke. In seiner Stellungnahme vom Mai 2021 beantragte der
Bundesrat, die Motion abzulehnen. Es bestünden bereits Massnahmen, um die
Arbeitsbedingungen in diesen Berufen zu verbessern, in vielen Bereichen seien
überdies aber auch die Kantone zuständig. Er verwies zudem auf den Gegenvorschlag
zur Pflegeinitiative, mit dem man verschiedene Schritte eingeleitet habe, um die
Rekrutierung von Pflegepersonal zu verbessern. Im März 2023 wurde die Motion

MOTION
DATUM: 17.03.2023
GIADA GIANOLA
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abgeschrieben, da sie nicht innert zwei Jahren vom Nationalrat behandelt worden
war. 13

Gemeinnützige Organisationen sollen zukünftig den Rechnungslegungsstandard
«Swiss GAAP FER» einhalten müssen, wenn ihnen staatliche Beiträge oder
Steuerbefreiungen gewährt werden sollen, forderte Lukas Reimann (svp, SG) in einer im
Mai 2021 eingereichten Motion. Diese Rechnungslegungsstandards beinhalteten gemäss
dem Motionär spezifische Branchenregelungen unter anderem für Nonprofit-
Organisationen. Relevant seien insbesondere die individuellen Entschädigungen der
Mitglieder der oberen Leitungsorgane und der Führungskräfte dieser
spendenfinanzierten Organisationen. 
In seiner Stellungnahme vom Juni 2021 beantragte der Bundesrat, die Motion
abzulehnen. Auch mittlere und kleine gemeinnützige Organisationen zur Einhaltung
dieses Rechnungslegungsstandards zu verpflichten, sei unverhältnismässig, da dies mit
hohem Aufwand verbunden wäre. Zudem sei eine Steuerbefreiung bereits heute nur
möglich, wenn Führungskräfte «grundsätzlich ehrenamtlich» tätig seien. 
In der Sondersession vom Mai 2023 lehnte der Nationalrat den Vorstoss mit 116 zu 72
Stimmen (bei 5 Enthaltungen) ab. Nur die Mitglieder der SVP- und die Mehrheit der
Mitte-Fraktion unterstützten das Anliegen. 14

MOTION
DATUM: 02.05.2023
GIADA GIANOLA

1) AB NR, 2001, S. 1436.  20
2) AB NR, 2002, S. 176 ff.; AB SR, 2002, S. 309 ff. und 323 ff.; TG, 2.2. und 25.2.02; 24h, 12.2.02; Bund, 15.2. und 22.2.02; TA,
15.2. 16.2. und 23.2.02; NZZ, 20.2. (SAGV), 21.2. (FDP-Präs. Bührer) und 14.3.02; SGT, BaZ und SHZ, 27.2.02; Presse vom
12.3.02. Siehe dazu auch die Ausführungen des BR zu einer Interpellation Reimann (svp, AG) in AB SR, 2002, Beilagen III, S. 92
ff. Die Schweizer Börse SWX verpflichtete die Unternehmen, die Lohnsumme von Verwaltungsrat und Geschäftsleitung
gesamthaft offen zu legen (SGT, 20.4.02). 
3) MCF: 12.039: BO CN, 2012, p. 678 ss.; BO CE, 2012, p. 331 ss; FF, 2012, p. 3161 ss.; NZZ, 3.3.12, 30.5.12, 26.9.12 et 6.12.12; cf.
APS 2011, p. 291 s.; motions rejetées: Mo 11.3363 (Pedrina): BO CE, 2012, p. 340; Mo 11.3364 (Carobbio Guscetti): BO CE, 2012,
p. 340; Mo 11.3525 (Groupe PBD): BO CE, 2012, p. 340; Mo 11.3533 (Pardini): BO CE, 2012, p. 340; Mo. 11.3604 (Estermann):
BO CE, 2012, p. 340; Mo. 11.3629 (Pelli): BO CE, 2012, p. 3407; Mo. 11.3703 (Lustenberger): BO CE, 2012 p. 340; Mo. 11.3704
(Hiltpold): BO CE, 2012, p. 340; Mo. 11.3707 (Moret): BO CE, 2012, p. 340; APS 2011, p. 291 s.
4) Mo. 11.3908: BO CN, 2012, p. 1779.
5) BGE 143 I 403; Mo. 19.4406
6) AB NR, 2022, S. 767 ff.; Mo. 20.3201
7) AB SR, 2023, S. 569 ff.; Mo. 23.3495
8) AB NR, 2023, S. 1756 ff.; Mo. 22.4443
9) BO CE, 2018, p.752s; BO CN, 2019, p.551s; Communiqué de presse CER-CN du 27.2.19; LT, 22.3.19
10) Medienmitteilung WAK-SR vom 2.7.21
11) Mo. 18.3473
12) Mo. 21.3846
13) Mo. 21.3082
14) AB NR 2023, S. 722 f.
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